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Wirre Währungswünsche
auf großen Konferenzen 

Freie Wechselkurse – für Ökonomen ist es
einfach zu erklären, was das ist. In einem
Währungssystem freier Wechselkurse bil-
den sich die Preise für Währungen ohne
jede politische Bindung nach Angebot und

Nachfrage. Eine Währung, die „gesucht“ wird, wie die Händler
sagen, steigt im Preis, also im Kursverhältnis zu den Währun-
gen, die weniger gesucht werden. Umgekehrt sinken die Kurse
für Währungen, von denen sich die Währungshändler trennen
wollen, um die Währungen zu kaufen, die gesucht werden.
Währungen, die gesucht werden, zeigen eine steigende Kurs-
tendenz. Währungen, von denen sich Anleger und Händler
trennen wollen, zeigen eine sinkende Kurstendenz.

Soweit entspricht alles der Logik der Preisbildung der Märk-
te. Merkwürdiges ist dagegen von großen Währungskonferen-
zen zu berichten. Dort geht es bisweilen „politisch“ – Ökono-
men sagen dann „wirr“ – zu. Dort treten Politiker auf, die für
ihr Land gleichzeitig gern beides hätten: eine schwache Wäh-
rung, die das Land und seine Unternehmen beim Angebot von
Gütern und Diensten erfolgreich machen, weil andere Länder
wenig von ihrer Währung einsetzen müssen, um auf dem
Markt die Güter des Schwachwährungslandes zu kaufen; und
sie hätten gleichzeitig gern eine starke Währung, um durch
den Währungstausch billig an die Angebote der Unternehmen
zu kommen, die in einem Land mit „gesuchter“ Währung pro-
duzieren.

Das alles rechnet sich auf gut funktionierenden Märkten na-
türlich nicht. Auf Märkten, die nicht politisch völlig verzerrt
sind, kann eine Währung nicht gleichzeitig stabil und schwach,
hoch und niedrig bewertet sein. Mit solchen „Tricks“ haben
kommunistisch geführte Länder ihre Bevölkerungen arm ge-
macht. Der Internationale Währungsfonds lässt sich auf solche
„gespaltenen Kurse“ vernünftigerweise nicht ein.

Hans D. Barbier

Sanktionsmechanismus
Knapp 400 000 mal wurden
von Januar bis Juni 2010 Sank-
tionen gegen Hartz-IV-Bezieher
verhängt. Das sind rund 50 000
Sanktionen mehr als im Ver-
gleichszeitraum 2009. Die Ar-
beitsagenturen begründen die
gestiegene Zahl mit der poli-
tisch vorgegebenen Nulltole-
ranz-Politik. Wer Arbeitslosen-
geld II - umgangssprachlich
„Hartz IV“ – erhält, soll von An-
fang an wissen, dass er sich
nicht in Hartz IV einzurichten
hat. Insbesondere junge Er-
wachsene werden verschärft
kontrolliert und sanktioniert,
wohingegen Hartz-IV-Empfän-
ger, die über 50 Jahre alt sind,
eher selten mit Sanktionen zu
rechnen haben.

Sanktionen werden ver-
hängt, wenn „erwerbsfähige
Hilfebedürftige“ – das sind die
Betroffenen im Jobcenter-Jar-
gon – auferlegte Pflichten
nicht erfüllen, zumutbare Ar-
beit oder Ein-Euro-Jobs ableh-
nen bzw. abbrechen oder ih-
ren Meldepflichten im Job-
Center nicht nachkommen.
Meldeversäumnisse waren
von Januar bis Juni 2010
Hauptgrund für Sanktionen.

Bei Meldeversäumnissen
beträgt die Kürzung zehn Pro-
zent. Ansonsten bestehen die
Sanktionen darin, den Regel-
satz – derzeit noch 359 Euro
für Alleinstehende – für drei
Monate um 30 Prozent, bei
wiederholter Pflichtverletzung
um 60 Prozent und am Ende
einschließlich der Unter-
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kunftskosten um 100 Prozent
zu kürzen. Jungen Menschen
unter 25 Jahren wird der Re-
gelsatz bereits bei der ersten
Pflichtverletzung vollständig
gestrichen. Bei der zweiten
Pflichtverletzung entfallen
auch die Unterkunftskosten. 

Um Strafen zu vermeiden,
sind die Fallmanager in den
Jobcentern angehalten, mög-
lichst passgenaue Arbeitsan-
gebote bereitzustellen. Der Ha-
ken: Wo keine Stellen existie-
ren, können auch keine Joban-
gebote unterbreitet werden. 
www.pub.arbeitsagentur.de

Bundeshaushalt 2011
Die Bundesregierung erwartet
im kommenden Jahr deutlich
höhere Einnahmen. Im We-
sentlichen stammen die Ein-
nahmen aus Steuern und „steu-
erähnlichen Abgaben“, die
2011 insgesamt 222 Milliarden
Euro betragen sollen. Auch Ver-
waltungseinnahmen sollen von
6,9 Milliarden auf 8,4 Milliar-
den Euro steigen. 

Die gesamten Einnahmen
des Bundes sollen dem
Bundesfinanzministerium zu-
folge bei 249,9 Milliarden Euro

Sanktionen 2010
gegen Hartz-IV-Bezieher,
jeweils monatlich festgestellt

Februar 63 621

März 62 015

April 66 477

Mai 72 815

Juni 65 354

Quelle: Bundesagentur für Arbeit



Ursula von der Leyen,
Bundesministerin für Arbeit
und Soziales, ist der Auffor-
derung des Bundesverfas-
sungsgerichtes nachgekom-
men und hat vor Kurzem ihre
Vorschläge für die Neube-
rechnung der Regelsätze vor-
gelegt. Grundlage bei der Be-
rechnung der Sätze war die
Einkommens- und Ver-
brauchsstatistik (EVS) 2008
mit rund 230 Posten, wie es
im Referentenentwurf des Ar-
beitsministeriums heißt. 

Die EVS wird vom Statisti-
schen Bundesamt erhoben.
Rund 60 000 Haushalte aus
allen Schichten haben dafür
aufgeschrieben, was sie kon-
sumieren und wie viel sie da-
für ausgeben. Aus der EVS-
Stichprobenstatistik wurden
die Ausgaben der unteren 15
Prozent der Bevölkerung oh-
ne Hartz-IV-Leistungen be-
rücksichtigt. Daraus hat das
Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales die Regel-
sätze für das Lebensnotwen-
dige bestimmt.

Laut Ministerium sind auf
Basis dieser Daten das Exis-
tenzminimum vom tatsäch-
lichen Verbrauch und damit
von der Lebenswirklichkeit
unterer Einkommensgruppen
abgeleitet. „Nicht regelsatzre-
levante“ Posten wie Haus-
haltshilfen, Flugreisen, Ta-
bak, Alkohol und Glücksspiel

seien ausgeschlossen, einige
wenige andere – Internet-
Softwaredownloads und Pra-
xisgebühr – neu aufgenom-
men worden. Das Ergebnis:
Anstelle von 359 Euro im Mo-
nat wie bisher soll der Regel-
satz für einen alleinstehen-
den Hilfeempfänger künftig
364 Euro betragen, für im
Haushalt lebende Ehe- und
Lebenspartner steigt der Be-
trag ebenfalls um fünf Euro
auf dann 328 Euro im Monat.

Realität und Statistik
Im August 2010 erhielten trotz
„Jobwunder“ 4,9 Millionen Er-
werbsfähige Leistungen ge-
mäß Hartz IV. Davon waren so-
gar 542 000 sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte –
davon wiederum 324 000 mit
sozialversicherungspflichtigen
Vollzeit-Arbeitsplätzen –, die
ihr geringes Erwerbseinkom-
men aufstocken mussten.

Weitere 1,8 Millionen
„Nicht-Erwerbsfähige“ (meist
Kinder) erhielten ebenfalls
Hartz IV. Insgesamt waren
rund 6,8 Millionen Menschen
von Hartz-IV-Leistungen ab-
hängig. Weil die Hartz-IV-Be-
träge für Kinder unverändert
bleiben, wird die für Januar
2011 geplante Erhöhung der
Regelsätze um fünf Euro rund
25 Millionen Euro im Monat
bzw. 300 Millionen Euro im
Jahr kosten.

Wie alle verallgemeinern-
den Durchschnittsberechnun-
gen hat auch die EVS Tücken:
Berücksichtigt werden zur ak-
tuellen Berechnung die Zahlen
der einkommensschwächs ten
Haushalte in einem bestimm-
ten Jahr, wobei zwar Haushal-
te, die lediglich aus Hartz-IV-
Empfängern bestehen, he -
rausgenommen wurden, nicht
jedoch Haushalte, die andere
ergänzende Transferleistun-
gen erhalten hatten.

Dieses Vorgehen führt zu
Zirkelschlüssen: Wer wenig
Geld hat, der kann manche
Ausgaben nicht leisten. Das
führt dann dazu, dass diese
Positionen bei der Berech-
nung der notwendigen Ausga-
ben für die Einkommens-
schwachen unberücksichtigt
bleiben. Einfacher ausge-
drückt: Wenn Haushalte kein
Geld für die Bildung von un-
ter sechs Jahre alten Kindern
übrig haben, dann weist die
Statistik keinen Betrag dafür
aus.

Relevant oder nicht?
Überhaupt fand bei der neuen
ALG-II-Berechnung die Bil-
dung sowohl bei den Erwach-
senen- als auch den Kinderre-
gelsätzen nur bedingt Ein-
gang. Mit Beträgen zwischen
98 Cent und 1,50 Euro wird
der notwendige Aufwand im
Referentenentwurf des Minis-
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Regelsatz-Sudoku
Die 2005 von der Regierungskoalition aus SPD und Die Grünen festgelegten Hartz-IV-Regelsätze
für Erwachsene und Kinder erfüllen nicht den verfassungsrechtlichen Anspruch auf Gewähr-
leistung eines menschenwürdigen Existenzminimums: so das Urteil des Bundesverfassungsge-
richtes im Februar 2010. Bis Ende 2010 hat das oberste deutsche Gericht dem Gesetzgeber eine
Frist gesetzt, transparentere Regelsätze zu erarbeiten. Ob Arbeitslosengeld-II-Bezieher deshalb
mehr Geld bekommen müssen, ließ das Gericht ausdrücklich offen.

liegen. Mit dem Etatentwurf
2011 verringert die Bundesre-
gierung gegenüber dem Haus-
halt 2010 die Ausgaben des
Bundes um 12,1 Milliarden Eu-
ro auf 307,4 Milliarden Euro.
Dies wird zu einer Nettokredit-
aufnahme in Höhe von 57,5
Milliarden Euro führen.
www.bundesfinanzministerium.de/

Milliarden für Arbeit
und Soziales
Mit knapp 132 Milliarden Euro
ist der Haushalt des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und Sozi-
ales auch im kommenden Jahr
wieder der mit Abstand größte
Posten im Bundeshaushalt. Im
Jahr 2010 belief sich die Sum-
me auf 143 Milliarden Euro. 

Im kommenden Jahr müssen
aus dem Etat des Ministeriums
unter anderem rund 80 Milliar-
den Euro für die Renten- und
die Unfallversicherungen auf-
gebracht werden. Insgesamt
48,4 Milliarden Euro will die
Bundesregierung für Leistun-
gen nach dem Zweiten und
Dritten Sozialgesetzbuch und
andere gleichartige Leistungen
ausgeben. Davon entfallen al-
lein 20,9 Milliarden Euro auf
das Arbeitslosengeld II.
www.bmas.de

Bundeshaushalt
in Milliarden Euro

Einnahmen Ausgaben

2006 233,1 261,0

2007 256,1 270,4

2008 270,8 282,3

2009 258,2 292,3

2010* 239,3 319,5

2011 249,9 307,4

2012 260,9 301,0

2013 269,9 301,5

2014 277,0 301,1

* ab 2010 Planung
Quelle: Bundesministerium der Finanzen



lig zugeteilt. Aber genau die-
ses Vorgehen hatte das Ge-
richt bemängelt. 

Werturteile im Warenkorb
Ohne Zweifel ist jeder Vor-
schlag angreifbar, der mit
Mittelwerten, prozentualen
Anteilen und Ähnlichem ope-
riert. Auffallend ist aller-
dings, dass die Bundesregie-
rung ausdrücklich Werturtei-
le fällt, um ihre Regelsätze zu
begründen. Abgesehen von
der Argumentation zum Alko-
hol- und Nikotinkonsum: Mit
dem Prädikat „nicht regel-
satzrelevant“ schreibt die Po-
litik ein bestimmtes Verhal-
ten vor. Formal ist die Auto-
nomie des einzelnen Hilfe-
empfängers zwar nicht be-
troffen, denn aus seinem zu-
gewiesenen Betrag kann er
weiterhin kaufen, was er mag.
Indirekt steckt dahinter aber
eine stark patriarchalische
Haltung von Vater Staat, der
genau weiß, was gut für den
Bürger ist und was nicht.

Unbehagen verursacht
auch das sich andeutende
Menschenbild: Hartz-IV-Emp-
fänger trinken und rauchen.
Lässt sich Politik auf eine
wertende Argumentationsli-
nie ein, könnte jede Position
infrage gestellt werden. Zum

teriums dafür beziffert. Vor
allem bei Kindern und Ju-
gendlichen wurden mit Blick
auf das geplante Bildungs-
und Teilhabepaket – Stich-
wort Chipkarte – weitere Aus-
gaben als nicht für den Regel-
satz relevant verworfen. 

Interessant ist auch: Ob-
gleich das Verfassungsgericht
gerügt hatte, dass der Bedarf
der Kinder von der Rot-Grü-
nen Bundesregierung nicht
explizit berechnet wurde, hat
man diesmal erneut Erwach-
sene und Kinder zusammen
erfasst. Die Begründung hier-
für: Eine Aufteilung der Ver-
brauchsausgaben auf das
Kind und die Erwachsenen
durch die in der EVS befrag-
ten Haushalte sei nicht mög-
lich, weil: 
� ein erheblicher Zusatzauf-
wand für die Befragten anfal-
len würde. 
� die Aufteilung subjektiv
wäre, da die Aufteilung nach
individuellen Einschätzungen
erfolge; die Ergebnisse seien
nicht vergleichbar.
� eine Überforderung der
Haushalte die Bereitschaft be-
einträchtige, bis zum Ende
des Erhebungszeitraums mög -
lichst exakte Aufteilungen
vorzunehmen. 
� erhöhte Anforderungen an
das Führen der Haushaltsbü-
cher grundsätzlich die Bereit-
schaft schwäche, freiwillig an
der EVS teilzunehmen. Das
müsse zur Aufrechterhaltung
der Qualität der Ergebnisse
vermieden werden. 

Einfacher formuliert könn-
te das auch heißen: Es war zu
umständlich, der Aufforde-
rung des Bundesverfassungs-
gerichtes nachzukommen;
stattdessen wurde erfasst, ge-
mittelt und dann doch antei-

Beispiel könnte genauso gut
überlegt werden, ob der Kino-
besuch oder das Zuschauen
im Fußballstation ebenso
„nicht regelsatzrelevant“
sind: Wie viele Bürger gehen
ins Kino oder ins Stadion?

Vor allem rot-grüne Kritiker
sollten sich daran erinnern,
dass ihre Willkür überhaupt
erst ein Urteil des Bundesver-
fassungsgerichtes nötig ge-
macht hat. Ihr Vorgehen bei
der Festsetzung des Regelsat-
zes wird nun durch „Transpa-
renz“ ersetzt, die sich vor al-
lem durch die Deklination von
Cent-Beträgen auszeichnet:
monatlich 1,15 Euro für Eis;
1,39 Euro für „Kurse“; 7,16 für
„Beherbergungs- und Gaststät-
tendienstleistungen“ und so
weiter. Es drängt sich der Ein-
druck auf, dass das Transpa-
renzgebot mit Zahlenhuberei
verwechselt wird.

Sozialklempnerei
Müsste – weil zielführender –
anstatt über Cent-Beträge zu
feilschen, nicht über wirt-
schaftliche Unabhängigkeit
von Menschen nachgedacht
und diskutiert werden? Dass
Arbeitslose keine homogene
Gruppe sind, sollte sich fünf
Jahre nach dem Start von
„Hartz IV“ herumgesprochen

haben. Geht es tatsächlich um
drei, fünf oder 12,50 Euro
mehr? Vermutlich würde
über jeden Betrag erbittert
gestritten. Die Grundsatzfra-
ge müsste doch lauten:
Stimmt die grundsätzliche
Ausrichtung der Politik?

Was wird erreicht, wenn un-
zählige Anwendungsausfüh-
rungen erlassen, Durchfüh-
rungsverordnungen beschlos-
sen und sonstige Vorschriften
in Kraft gesetzt werden, die al-
les regeln wollen; Vorschrif-
ten, die dann – weil interpre-
tierbar – in jahrelangen Recht-
streitigkeiten vor den Sozial-
gerichten ausgefochten wer-
den? Allein im Jahr 2009 sind
rund 200 000 Hartz-IV-Klagen
bei den diversen Sozialgerich-
ten eingereicht worden.

Besteht Anspruch auf ei-
nen neuen Küchenherd? Ist
der beantragte Wintermantel
nötig? Warum erhält ein
Nachbar eine Leistung, die
ein anderer nicht zugespro-
chen bekommen hat? Wo
bleibt da die Gerechtigkeit?
Es müssen Ansprüche ange-
meldet, Anträge ausgefüllt,
Fristen eingehalten werden;
von den Mitarbeitern in Job-
centern und Gerichten wird
geprüft, bewilligt, verworfen
und begründet – auch eine
Art von Vollbeschäftigung.
Dass auf diese Art innovative
Produkte entwickelt und kun-
denfreundliche Dienstleistun-
gen erdacht werden, sodass
daraus eine wettbewerbsfähi-
ge Wirtschaft mit Arbeit für al-
le entsteht – genauer: mit ei-
genständiger Erwerbsarbeit,
von deren Lohn oder Gehalt
ohne staatlich bewilligte Al-
mosen gelebt werden kann –,
ist mehr als zweifelhaft.

Andreas Schirmer

„Wir sind hier einen sehr, sehr großen Schritt gegangen,
um das Ziel Arbeit für alle auch umzusetzen.“
Angela Merkel

Geplante Regelsätze 2011
Regelbedarfstufe 1: alleinstehende/
alleinerziehende Leistungsberechtigte 364 Euro
Regelbedarfstufe 2: Ehegatten/Lebenspartner/andere erwachsene
Leistungsberechtigte, die gemeinsam leben und wirtschaften 328 Euro
Regelbedarfstufe 3: erwachsene Leistungsberechtigte ohne
eigenen Haushalt, die im Haushalt anderer Personen leben 291 Euro
Regelbedarfstufe 4: Jugendliche vom Beginn des 14. bis
zur Vollendung des 18. Lebensjahres 275 Euro
Regelbedarfstufe 5: Kinder vom Beginn des 7. bis zur
Vollendung des 13. Lebensjahres 242 Euro
Regelbedarfstufe 6:
Kinder bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres 213 Euro
Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales



Vollbeschäftigung
Für September meldet die
Bundesagentur für Arbeit (BA)
3,03 Millionen Menschen oh-
ne Arbeit, ein Rückgang um
rund 300 000 im Vergleich
zum Vorjahr. Die Arbeitslosig-
keit sinkt, selbst wenn man al-
le statistischen Änderungen in
der Zählweise berücksichtigt.
Inzwischen haben mehr Men-
schen Arbeit als vor fünf Jah-
ren, und auch die Zahl der
Langzeitarbeitslosen sinkt. 

Keine Frage, rechnet man
Menschen in Umschulungen,
Ein-Euro-Jobs etc. dazu, liegt
die Arbeitslosenzahl um eini-

des Einzelnen stehen, sondern
der Absicherung der Systeme
zur Alters- und Gesundheits-
versorgung. Was staatlich ver-
ordnete Systemstabilisierung
mit Ordnungspolitik zu tun
hat, weiß vermutlich allein der
Minister.

Geldwertstabilität
Die Menschen machen sich ei-
ner Postbank-Studie zufolge
vermehrt Sorgen um die späte-
re Höhe ihrer gesetzlichen Ren-
te. Demnach befürchtet mittler-
weile jeder dritte Berufstätige
(37 Prozent), dass der Staat
wegen der Schuldenlast die
Renten kürzen wird. Zusätzlich
erwarten 28 Prozent der Be-
rufstätigen, dass ihre Erspar-
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Die Soziale Marktwirtschaft im Oktober 2010
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die  Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

ges höher: nach aktuellen BA-
Zahlen bei rund 4,4 Millionen.
Allerdings sinkt auch diese
Zahl. Mittlerweile liegt die
„verdeckte“ Arbeitslosigkeit
fast wieder auf dem Niveau
des Jahres 2008, das Jahr, be-
vor – nicht nur – die deutsche
Wirtschaft in die Rezession
schlitterte.

Eigenverantwortung
„Mehr Netto vom Brutto“ – wer
erinnert sich nicht an den zug-
kräftigen FDP-Slogan zur
Bundestagswahl 2009? Was
darunter zu verstehen ist,
konnten Fernsehzuschauer
am 23. September in einer
ZDF-Talkshow erfahren. Phil-
ipp Rösler, Bundesminister für
Gesundheit, führte aus: „Es
geht darum, dass die Men-
schen mehr Netto bekommen,
nicht um mehr Konsum zu be-
treiben, sondern damit sie die
finanziellen Möglichkeiten ha-
ben, um die finanziellen Si-
cherungssysteme Rente, Ge-
sundheit, und Pflege zu stabi-
lisieren. Das ist der ordnungs-
politische Gedanke…“

„Mehr Netto“ heißt nach
dieser Lesart also, das „mehr“
soll nicht zur freien Verfügung

nisse durch steigende Preise
entwertet werden. 

Besonders bedenklich: Die
Bereitschaft zur privaten Al-
tersvorsorge sinkt. Jeder fünfte
Berufstätige hat im Zuge der
Finanzkrise seine Vorsorge ge-
kürzt oder sogar gekündigt.
Auch die Riester-Rente hat
drastisch an Ansehen verloren,
besonders bei jungen Men-
schen. Noch vor zwei Jahren
bezeichneten 45 Prozent der
unter 30-Jährigen Berufstäti-
gen die Riester-Rente als „idea-
le Form der Alterssicherung“.
Inzwischen sehen das nur noch
26 Prozent so. Nur neun Pro-
zent wollen aktuell einen Ries-
tervertrag abschließen; 2008
planten das noch 23 Prozent.

I N D E X

„Wir haben mit der Jobcenterreform die Grundlage für ein modernes, effizientes,
selbstlernendes System der Vermittlung geschaffen. Deshalb wird es jetzt notwendig sein,
sich in der aktiven Arbeitsmarktpolitik auf die Programme und Maßnahmen zu
konzentrieren, die nachweislich Menschen in Arbeit bringen.“
Ursula von der Leyen

Vorsorgelücke
als nötig erachteter (I) und tatsäch-
licher (II) Monatsbeitrag in Euro

I II Lücke

2005 226 204 22

2006 248 198 50

2007 269 202 67

2008 242 188 54

2009 253 209 44

2010 287 200 87

Quelle: Postbank; Institut für Demoskopie
Allensbach

Beitragssatz
in der gesetzlichen
Krankenversicherung, in Prozent

2005 13,8

2006 13,4

2007 13,9

2008 14,0

2009 (bis Juni) 15,5

2009 (seit Juli) 14,9

ab 1. Jan. 2011 15,5

Quelle: Statistische Ämter des Bundes
und der Länder
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